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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 26. September 2024 

 
 
§ 25 Abs. 3 Satz 2 der BsGaV ist nur im Rahmen der 
"Öffnungsklausel" nach § 25 Abs. 3 Satz 1 BsGaV anwendbar und 
gilt nicht für die modifizierte Kapitalaufteilungsmethode für 
inländische Versicherungsbetriebsstätten nach § 25 Abs. 1 und 2 
BsGaV (entgegen Rz 320 des Schreibens des Bundesministeriums 
der Finanzen vom 22.12.2016, BStBl I 2017, 182 [VwG BsGa]). § 
25 Abs. 3 Satz 2 BsGaV lässt sich damit kein allgemeiner 
Grundsatz entnehmen, wonach das Mindesteigenkapital, das ein 
selbständiges Versicherungsunternehmen in der Situation der 
Versicherungsbetriebsstätte im Inland versicherungs-
aufsichtsrechtlich ausweisen muss, durch die inländische 
Versicherungsbetriebsstätte nicht unterschritten werden darf. 
 
Zum Urteil 
 
 
Bei der Lieferung von Strom, den der Vermieter von Wohnraum 
über eine Photovoltaikanlage selbst erzeugt und an seine Mieter 
gegen Entgelt abgibt, handelt es sich nicht um eine unselbständige 
Nebenleistung der umsatzsteuerfreien (langfristigen) Vermietung 
von Wohnraum, sondern um eine selbständige 
umsatzsteuerpflichtige Leistung, die zum Vorsteuerabzug aus den 
Eingangsleistungen berechtigt, da kraft Gesetzes für den Mieter 
die Möglichkeit besteht, den Stromanbieter frei zu wählen, und die 
Stromlieferung getrennt und nach individuellem Verbrauch 
abgerechnet wird (Abgrenzung zum BFH-Urteil vom 07.12.2023 - V 
R 15/21, BStBl II 2024, 503, zum Vorsteuerabzug für die Lieferung 
einer Heizungsanlage).  
Zum Urteil 
 
 
Aus dem Umstand, dass der Bundesfinanzhof (BFH) von der 
Begründungserleichterung des § 116 Abs. 5 Satz 2 Halbsatz 2 der 
Finanzgerichtsordnung (FGO) Gebrauch gemacht hat, kann nicht 
geschlossen werden, dass er das rechtliche Gehör der 
Verfahrensbeteiligten verletzt hat. Dies gilt auch in einem Fall, in 
dem der BFH den Rechtsstreit gemäß § 116 Abs. 6 FGO an das 
Finanzgericht zurückverwiesen hat. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil I R 3/22: 
Ermittlung des 
Dotationskapitals einer 
inländischen 
Versicherungsbetriebs
stätte 
 
 
 
 
 
5. Juni 2024 
 

Urteil XI R 8/21: 
Vorsteuerabzug bei 
Lieferung von 
Mieterstrom 
 
 
 
 
 
 
 
17. Juli 2024 
 

 

 
Beschluss XI S 6/24: 
Keine Verletzung 
rechtlichen Gehörs 
durch Anwendung der 
Begründungs-
erleichterung des § 
116 Abs. 5 Satz 2 
Halbsatz 2 FGO auch 
bei Zurückverweisung 
 
 
4. September 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410163/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410165/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450152/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Wegfall der Antragsvoraussetzungen nach der Option zum 
Teileinkünfteverfahren 
Nach einer wirksamen Antragstellung ist das Vorliegen der materiell-rechtlichen 
Antragsvoraussetzungen gemäß § 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 Buchst. a EStG in den 
folgenden vier Veranlagungszeiträumen vom Finanzamt zu unterstellen. Die 
Beteiligungsvoraussetzungen müssen nur für das erste Antragsjahr erfüllt sein; ihr 
Wegfall in einem der folgenden vier Veranlagungszeiträume ist unerheblich. Dies 
hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Der Kläger war Gesellschafter der K-GmbH. Am Stammkapital der K-GmbH war 
er seit dem Anteilserwerb bis zur Veräußerung des Anteils zu einem Drittel 
beteiligt. Die Anschaffungskosten des Geschäftsanteils hatte der Kläger 
fremdfinanziert, wobei nach der Veräußerung ein Schuldüberhang aus dem 
Finanzierungsdarlehen verblieb, auf den der Kläger im Jahr 2010 und in den 
Jahren 2011 bis 2014 (Streitjahre) noch Schuldzinsen zahlte. 
In der Einkommensteuererklärung für den nicht streitbefangenen 
Veranlagungszeitraum 2010 erklärten die Kläger Verluste aus der Veräußerung 
der Beteiligung an der K-GmbH gemäß § 17 des Einkommensteuergesetzes 
(EStG) und beantragten die Anwendung des Teileinkünfteverfahrens nach § 32d 
Abs. 2 Nr. 3 EStG für die Bezüge aus der Beteiligung und den Abzug der 
angefallenen nachträglichen Schuldzinsen als Werbungskosten bei den 
Einkünften aus Kapitalvermögen. 
Für die Streitjahre wird der Kläger mit der Klägerin zusammen veranlagt. Er 
machte die gezahlten Schuldzinsen unter Beachtung des Teilabzugsverbots 
gemäß § 3c Abs. 2 Satz 1 EStG zu jeweils 60 % als Werbungskosten bei den 
Einkünften aus Kapitalvermögen geltend. Für die Streitjahre 2011 und 2012 
wurden diese Werbungskosten in den Einkommensteuerbescheiden der Kläger 
zunächst berücksichtigt. 
Nach einer Betriebsprüfung wurden die Schuldzinsen nicht mehr als 
Werbungskosten abgezogen. Das Finanzamt sah wegen der Veräußerung der 
Beteiligung die Antragsvoraussetzungen gemäß § 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 
Buchst. a EStG nicht mehr als erfüllt an. Demnach seien die Werbungskosten 
gemäß § 2 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. § 20 Abs. 9 Satz 1 EStG nicht mehr abzugsfähig. 
Das Teileinkünfteverfahren dürfe innerhalb des Fünfjahreszeitraums einer 
wirksamen Option gemäß § 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 EStG ab dem Zeitpunkt nicht 
weiter angewendet werden, ab dem der Steuerpflichtige nicht mehr Anteilseigner 
sei. § 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 4 EStG beinhalte lediglich eine 
Nachweiserleichterung für die Antragsvoraussetzungen, fingiere diese aber nicht. 
Die abweichenden Grundsätze im Urteil des BFH vom 12.12.2023, VIII R 2/21 
(siehe unseren Blogbeitrag) seien nicht anwendbar, wenn die Beteiligung nach 
der Antragstellung veräußert werde. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Köln hatte Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/242673/vorliegen-der-antragsvoraussetzungen-bei-der-option-zum-teileinkuenfteverfahren/
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Das Finanzgericht hat zutreffend entschieden, dass die Schuldzinsen in den 
Streitjahren Werbungskosten bei den Einkünften des Klägers aus 
Kapitalvermögen sind. Da der Kläger für den Veranlagungszeitraum 2010 für die 
Beteiligung an der K-GmbH den Antrag auf Anwendung des 
Teileinkünfteverfahrens gemäß § 32d Abs. 2 Nr. 3 EStG wirksam gestellt hat, sind 
diese Werbungskosten auch in den Streitjahren als Folgejahren wie 
vom Finanzgericht erkannt bei den Einkünften des Klägers aus Kapitalvermögen 
zu 60 % abzuziehen 
Ein Antrag gemäß § 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 4 Halbsatz 1 i.V.m. § 32d Abs. 2 Nr. 3 
Satz 1 Buchst. a EStG kann für denjenigen Veranlagungszeitraum, in dem die 
Beteiligung veräußert wird, als erstes Antragsjahr gestellt werden, wenn der 
Antragsteller in diesem Veranlagungszeitraum bis zur Veräußerung zu 
irgendeinem Zeitpunkt in ausreichendem Umfang an der Kapitalgesellschaft 
beteiligt ist (ebenso BMF, Schreiben vom 19.05.2022, BStBl I 2022, 742, Tz. 
139). 
Das Erzielen von Kapitalerträgen gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 1 und 2 EStG in diesem 
Veranlagungszeitraum ist nicht erforderlich; es genügt die abstrakte Möglichkeit 
aus der Beteiligung in diesem Veranlagungszeitraum Kapitalerträge gemäß § 20 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 EStG erzielen zu können (BMF, Schreiben vom 19.05.2022, 
BStBl I 2022, 742, Tz. 143). 
Nach einer wirksamen Antragstellung ist das Vorliegen der materiell-rechtlichen 
Antragsvoraussetzungen gemäß § 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 Buchst. a EStG in den 
folgenden vier Veranlagungszeiträumen vom Finanzamt zu unterstellen. Die 
Beteiligungsvoraussetzungen müssen nur für das erste Antragsjahr erfüllt sein; ihr 
Wegfall in einem der folgenden vier Veranlagungszeiträume ist unerheblich. 
Nachlaufende Beteiligungsaufwendungen sind unter Beachtung des 
Teilabzugsverbots als Werbungskosten auch dann abziehbar, wenn der 
Anteilseigner die Beteiligung im ersten Antragsjahr veräußert und in den 
folgenden vier Veranlagungszeiträumen ausschließlich Aufwendungen anfallen. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 17. Juli 2024 (VIII R 37/23), veröffentlicht am 19. September 
2024. 
 
Finanzgericht Köln weist Klage in einem Verfahren zur neuen 
Grundsteuerbewertung ab 
Die neue Grundsteuerbewertung ist nicht zu beanstanden. Dies hat das 
Finanzgericht Köln in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Hintergrund 
Das Finanzgericht Köln verhandelte erstmalig in einem Verfahren, das die 
Bewertung einer Immobilie für die neue Grundsteuer in NRW betrifft. Die Klage 
richtete sich gegen einen Bescheid über die Feststellung des Grundsteuerwerts 
zum 1. Januar 2022 nach dem Bundesmodell. 
Das neue Bewertungsrecht zur Neufestsetzung der Grundsteuer begegnet nach 
Ansicht des 4. Senats des Finanzgerichts Köln keinen durchgreifenden 
verfassungsrechtlichen Bedenken. 
Der Senat hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410161/
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ZUM SEMINAR 

Das schriftliche Urteil sowie eine gesonderte Pressemitteilung zur 
Urteilsveröffentlichung werden – nach Zustellung des Urteils an die Beteiligten 
und Anonymisierung – ggfls. auf der Homepage des Finanzgerichts Köln 
(www.fg-koeln.nrw.de) veröffentlicht. 
Fundstelle 
Finanzgericht Köln, Urteil vom 19. September 2024 (4 K 2189/23); die Revision 
wurde zugelassen, über die Einlegung ist noch nichts bekannt, vgl. die 
Pressemitteilung vom 19. September 2024. 
 

Business Meldungen 
 
Klimaschutzverträge: Chance auf Förderung nicht verstreichen lassen (bis 
30.09.24)! 
  
In der vergangenen Woche fand die letzte digitale Sprechstunde zum zweiten 
vorbereitenden Verfahren im Förderprogramm Klimaschutzverträge des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) statt. In insgesamt 
vier Webinaren hat das BMWK über verschiedene Aspekte des zweiten 
vorbereitenden Verfahrens informiert und allen Interessierten die Möglichkeit 
gegeben, Fragen zu stellen. Im Ergebnis zeigt sich: Unternehmen sollten die 
Chance nutzen, sich am zweiten vorbereitenden Verfahren zu beteiligen und sich 
damit eine Förderung für ihre transformativen Vorhaben für einen Zeitraum von 
15 Jahren zu sichern. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 

 
Terminplaner 
  
Webinar – Die neue Anlage SPIF – (k)ein 
Steuerformular mit sieben Siegeln?    
Webinar, 09.10.2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 

 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

https://www.pwc-events.com/Neue-Anlage-SPIF
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/245194/klimaschutzvertraege-chance-auf-foerderung-nicht-verstreichen-lassen/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

 
 
Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

 

Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: +49 171 7603269 
gabriele.nimmrichter@pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: +49 171 5503930 
gunnar.tetzlaff@pwc.com 
 

 

Datenschutz 
 
Die Datenverarbeitung für den Versand des 
Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den 
Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 
damit widerrufen 
 
© 2024 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 
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